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1. Begriffsbildung 
 
1.1 Definitionen 

 
Im Rahmen dieses Vertrages gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

 

- "Endabnahme": das Verfahren zur Feststellung der Vertragsgemäßheit der Anlage und 
die Erklärung des Bestellers, die Anlage als vertragsgemäß abzunehmen; 

 
- "Anlage": planvolle Zusammenstellung von Bauteilen zu einer ortsgebunden 

benutzten, funktionsintegrierenden Gesamtkonstruktion, die dem vertraglich 
bestimmten und sonst für solche Anlagen üblicherweise vorausgesetzten Zweck dient 
und eine selbstständige Einheit darstellt. Unter den Begriff „Anlage“ im 
gegenständlichen Sinne sind auch die Termini „Maschine“ oder „maschinelle Anlage“ 
zu subsumieren; 

 
- "Auftrag": die dem Lieferanten in der Bestellung/Auftragsbestätigung auferlegte 

Verpflichtung zur Planung, Entwicklung, Konstruktion, Fertigung, Lieferung, Errichtung 
und Inbetriebnahme der Anlage einschließlich etwaiger Zusatzleistungen (zB 
Bedienerschulung). In formalem Zusammenhang ist unter Auftrag auch die Gesamtheit 
der vertragsgegenständlichen Dokumente (Bestellung / Auftragsbestätigung samt 
Anlagen) zu verstehen; 

 
- "Bedingungen": die in dieser Urkunde niedergelegten rechtlichen Bestimmungen des 

Auftrags, die Bestandteil des Vertrages zwischen Besteller und Lieferanten werden; 
 

- "Besteller": Ludwig Engel GmbH & Co KG, Ludwig-Engel-Straße 1, A-4311 
Schwertberg; 

 
- "Betriebsbereite Übergabe" bzw. kurz „BBÜ“: die in Punkt 9.2 vorgesehene 

Übertragung des Besitzes an der Anlage sowie die Übergabe der weiteren, die Anlage 
betreffenden Dokumente zur Vorbereitung des der formellen Endabnahme 
vorangehenden Testbetriebes; 

 
- "Lebensdauer": jener Zeitraum, in dem die Anlage unter den definierten 

Produktionsbedingungen (regelmäßige Einsatzzeiten, Taktzeiten und Verfügbarkeit) 
geeignet bleibt, die vertraglich vereinbarten Leistungen zu erbringen; 

 
- "Lieferant": die vom Besteller mit der Planung, Entwicklung, Konstruktion, Fertigung, 

Lieferung, Errichtung und Inbetriebnahme der Anlage beauftragte Firma; 
 

- "Parteien": der Besteller und der Lieferant; 
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- „Projektleiter“: diejenige(n) Peron(en), die von der jeweiligen Partei bevollmächtigt und 
ermächtigt ist, in deren Namen Rechtshandlungen im Zusammenhang mit der 
Vertragsabwicklung vorzunehmen und rechtsgültig für sie zu zeichnen; 

 
- „Taktzeit (Arbeitszeitvorrechnung)“: die technische Kennzahl für die Herstellung eines 

Werkstückes je Zeiteinheit; 
 

- "Verfügbarkeit": in Prozenten angegebene Nutzung der Anlage unter den 
vertragsgemäß vorgesehenen Voraussetzungen in der Produktion bzw. unter 
Produktionsbedingungen; die Ermittlung der Verfügbarkeit richtet sich nach VDI 3423; 

 
- "Vertrag": die im Auftrag, in den dort verwiesenen Urkunden (Anlagen) und in diesen 

Bedingungen getroffene zivilrechtliche Einigung zwischen Besteller und Lieferanten; 
 

- "Werkstück": ein einzelnes abgrenzbares Teil weitgehend festen Materials, das durch 
eine Bearbeitungsmaschine automatisiert bearbeitet wird bzw. das von den Parteien 
zum Zwecke der Endabnahme definierte Musterteil; 

 

2. Inhalt des Vertrages 
 

2.1 Auftrag 
 
2.1.1 Der Besteller hat mit gesonderter Bestellung/Auftragsbestätigung den Lieferanten (i) mit der 

Planung, Entwicklung, Konstruktion, Fertigung, Lieferung, Errichtung und Inbetriebnahme der 
Anlage, (ii) mit der Übergabe der die Anlage betreffenden Dokumente und (iii) mit der 
Erbringung sonstiger Nebenleistungen (Zusatzlieferungen) beauftragt. 

 
2.1.2 Diese Bedingungen sind Teil des Auftrages des Bestellers. Eine Beschreibung der 

Eigenschaften der Anlage, unter anderem auch jener, die in Punkt 3.3 aufgelistet sind, erfolgt(e) 
in den Anlagen zum Auftrag: Es sind dies etwa das Pflichtenheft, das Lastenheft, die Angaben 
zu den Taktzeiten, zu den regelmäßigen Einsatzzeiten, zur Verfügbarkeit und zur Lebensdauer.  

 
2.1.3 Die Vertragsbestandteile gelten in folgender Reihenfolge: 
 

1. Der Auftrag (Bestellung / Auftragsbestätigung des Bestellers) 
2. Die Anlagen zum Auftrag 
3. Die AGB-Invest 
4. Die Einkaufsbedingungen der ENGEL AUSTRIA GmbH 
 

2.1.4 Allgemeine Geschäftsbedingungen oder Formblätter des Lieferanten werden in keinem Fall 
anerkannt oder Vertragsbestandteil, und zwar unabhängig davon, ob wir sie kannten oder nicht, 
ob wir ihrer Geltung widersprochen haben oder nicht und unabhängig davon, ob sie im 
Widerspruch unseren Bedingungen stehen oder nicht. Auch die widerspruchslose Annahme der 
Lieferung oder Erfüllungshandlungen durch uns bedeuten keine Unterwerfung unter derartige 
Bedingungen. Bei ständiger Geschäftsverbindung gelten unsere Bedingungen, selbst ohne 
besonderen Hinweis darauf. 

 
2.2 Subauftragnehmer/Sublieferanten 
 
2.2.1 Der Lieferant ist zur persönlichen Ausführung des Auftrages verpflichtet. Die gänzliche oder 

teilweise Weitergabe des Auftrages bedarf der nachweislichen Zustimmung des Bestellers. 
 
2.2.2 Sublieferanten für funktionskritische Teile bedürfen ebenfalls der nachweislichen Zustimmung 

des Bestellers. 
 

3. Vertragsgegenstand 
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3.1 Gegenstand des Auftrages an den Lieferanten nach Punkt 2.1 ist die Planung, Entwicklung, 

Konstruktion, Fertigung, Lieferung, Errichtung und Inbetriebnahme einer kompletten Anlage, die 
sich für die in der Bestellung und Ihren Anhängen ausdrücklich genannten oder auf sonstige 
Weise dem Lieferanten zur Kenntnis gebrachten Zwecke eignet, allen sonstigen nach den 
neuesten und anerkannten Regeln der Technik und Wissenschaft an eine derartige Anlage 
gewöhnlich gestellten Anforderungen entspricht und alle zum einwandfreien Betrieb 
notwendigen Teile umfasst, auch wenn diese nicht im Einzelnen in der 
Bestellung/Auftragsbestätigung aufgeführt sind. Maschinenelemente und -teile sind so zu 
gestalten und anzuordnen, dass sie gut und schnell gewartet, inspiziert und ausgetauscht 
werden können. Verschleißteile müssen eine möglichst hohe Standzeit haben. 

  
3.2 Gegenstand des Auftrages ist ferner (sofern im Auftrag oder seinen Anlagen nichts anderes 

festgelegt ist) die Anfertigung, Zusammenstellung und Übergabe (i) der gesamten 
Herstellungsdokumentation, insbesondere die für die Fertigung/Prüfung der Anlage 
verwendeten technischen Unterlagen inklusive der erforderlichen Daten, etc. und der 
Zusammenstellungszeichnungen, (ii) der Dokumente, die den Erfordernissen der unter Punkt 
3.4 wiedergegebenen (und zukünftigen) Richtlinien entsprechen, (iii) der Betriebs-, Montage- 
und Wartungsanleitungen und (iv) einer Stückliste über alle Einzelteile mit besonderer 
Kennzeichnung der Ersatzteile und der Verschleißteile. Eine positive Lieferantenerklärung 
gemäß den in Unterpunkt (ii) angesprochenen Richtlinien ist ebenso Bestandteil der 
vereinbarten Leistung (CE-Zeichen, Konformitätserklärungen).  

 
3.3 Die Anlage ist vertragsgemäß, wenn sie mit dem Vertragsgegenstand im Sinne des Punktes 

3.1. übereinstimmt, somit insbesondere (i) die vereinbarten technisch-physikalischen 
Eigenschaften aufweist; und (ii) die vertraglich geschuldeten Taktzeiten, die vertraglich 
festgelegte Lebensdauer und die Verfügbarkeit erreicht; und (iii) nach den allgemein zugänglich 
neuesten Regeln der Technik und der Wissenschaft den berechtigten Sicherheitserwartungen 
des Bestellers und seiner Arbeitnehmer zum Schutz von Leib, Leben, Gesundheit und Eigentum 
entspricht; und (iv) den öffentlich-rechtlichen Vorgaben (also nationalen und internationalen 
öffentlich-rechtlichen Bestimmungen) zum Schutz von Verbrauchern, Arbeitnehmern oder der 
Umwelt entspricht; und (v) frei von Rechten und Ansprüchen Dritter ist, die unter anderem auf 
gewerblichem oder anderem geistigen Eigentum beruhen. 

 
3.4 Die vertraglich geschuldeten Taktzeiten, die vertraglich festgelegte Lebensdauer und die 

Verfügbarkeit sind ebenso wie die sonstigen Bedingungen im Auftrag oder seinen Anlagen 
festgelegt. Die in Punkt 3.3, Unterpunkt (iv), genannten öffentlich-rechtlichen Vorgaben 
beinhalten jedenfalls jene technischen Normen und vereinheitlichten Vorgaben in der 
Europäischen Gemeinschaft, die dem Schutz der Arbeiter, Anwender und Verbraucher 
entsprechen, wie insbesondere die Richtlinie 2006/42/EG ("Maschinenrichtlinie"), die Richtlinie 
2006/95/EG ("Niederspannungsrichtlinie") und die Richtlinie 2004/108/EG 
("Elektromagnetische Verträglichkeit"). 

 

4. Informations- und Warnpflicht  
 
4.1 Der Lieferant hat alle in der Bestellung oder ihren Anhängen enthaltenen Angaben, 

insbesondere die technischen Vorgaben und Bedingungen, sonstigen Beschreibungen, 
Spezifikationen und Daten im Hinblick auf die technische Durchführbarkeit und Zweckmäßigkeit 
genau zu prüfen und dem Besteller unverzüglich schriftlich jene Umstände mitzuteilen, die die 
vertragskonforme Durchführung des Auftrags bzw. den bestimmungsgemäßen Gebrauch der 
Anlage vereiteln, erschweren oder verzögern könnten. Dies gilt auch für jede spätere Änderung 
oder Ergänzung gemäß Punkt 5. sowie auch in Bezug auf etwaige Mitwirkungspflichten des 
Bestellers. 

 
4.2 Der Lieferant übernimmt eine Vollständigkeitsgarantie dahingehend, dass alle zur 

Vertragserfüllung erforderlichen Lieferungen und Leistungen mit dem im Auftrag 
ausgewiesenen Gesamtpreis für die Anlage abgegolten sind, auch wenn dazu erforderliche 
Einzelteile nicht aufgeführt sind. Änderungen oder Ergänzungen des Liefer- und 
Leistungsumfanges nach Vertragsabschluss, die nicht auf einem Änderungswunsch des 
Bestellers gemäß Punkt 5 beruhen, berechtigen den Lieferanten deshalb unter keinen  
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Umständen zur Erhöhung des vereinbarten Entgelts oder Verschiebung der vereinbarten 
Termine. 

 
4.3 Der Lieferant hat sich rechtzeitig über die örtlichen Gegebenheiten des Aufstellungsortes im 

Hinblick auf die konkreten Anforderungen zu informieren und den Besteller ehest möglich mit 
allen Informationen auszustatten, welche für die Errichtung und den Betrieb der Anlage 
erforderlich bzw. nützlich sind. Die Fristen und Termine für die vom Lieferanten zu 
übermittelnden Unterlagen, wie z. B. Aufstellpläne mit Anschlussdaten, Ausführungspläne, 
Montagepläne, aktualisierte Laufkarte für Raum- und Aufstellungsplanung sowie Termin und 
Personaleinsatzpläne, ergeben sich aus dem Auftrag bzw. dessen Anlagen; solche Unterlagen 
sind dem Besteller zeitgerecht zur Genehmigung vorzulegen.  

 

5. Änderungen, Abbestellung 
 
5.1 Der Besteller bzw. der von ihm bevollmächtigte Projektleiter ist bis zur Endabnahme der Anlage 

berechtigt, geringfügige Änderungen des Vertragsgegenstandes zu verlangen, sofern dies dem 
Lieferanten zumutbar ist und etwaige damit verbundene Folgen hinsichtlich Liefertermine 
und/oder Zusatzaufwand angemessen berücksichtigt werden. 

 
5.2 Bis zur vollständigen Ausführung der Herstellung und Lieferung der Anlage behält sich der 

Besteller das Recht vor, ohne Angabe von Gründen den Vertrag aufzulösen. Diesfalls 
verpflichtet er sich, dem Lieferanten den bis dahin nachweislich erwachsenen, nicht 
vermeidbaren Aufwand unter Anrechnung etwaiger Ersatzverwertungsmöglichkeiten zu 
ersetzen; darüber hinaus gehende Ansprüche des Lieferanten bestehen nicht. 

 

6. Preise, Zahlungsbedingungen und Sicherheiten 
 

6.1 Preise 
 
6.1.1 Die Festlegung der Preise, ihre Berechnung und ihre Fälligkeiten erfolgen im Auftrag oder 

seinen Anlagen. Sie enthalten die dort aufgelisteten Nebenleistungen (und Zusatzlieferungen), 
ohne dass der Lieferant dafür ein gesondertes Entgelt begehren kann. Die Preise verstehen 
sich – sofern nichts anderes im Auftrag festgelegt ist – DDP benannter Lieferort, fehlt ein 
benannter Lieferort, DDP Sitz des Bestellers. Der Begriff DDP ist nach den Incoterms (in der 
jeweils geltenden Fassung) auszulegen. 

 
6.1.2 Die Preise sind Festpreise und unterliegen vorbehaltlich des Punktes 6.1.3 keiner Änderung. 

Preisgleitklauseln werden nicht akzeptiert.  
 
6.1.3 Begehrt der Besteller Änderungen nach Punkt 5.1, so ist der dadurch geänderte Preis nach 

Maßgabe der ursprünglichen, dem Auftrag zugrundeliegenden Preisermittlung (neu) zu 
berechnen.  

 
6.2 Zahlungsbedingungen 
 

Der Preis (gegebenenfalls die einzelnen Raten) ist entsprechend dem Auftrag oder seinen 
Anlagen, nicht aber (i) vor ordnungsgemäßer (auch die öffentlich-rechtlichen Vorgaben, 
insbesondere in steuer- und zollrechtlicher Hinsicht beachtende) Erfüllung der 
Rechnungslegung und (ii) vor dem Eintritt des Tatbestandes, der die Ratenzahlung auslöst, zur 
Zahlung fällig.  

 
6.3 Sicherheiten 

 
Von der Schlussrechnung wird vom Besteller ein 10%iger Haftrücklass einbehalten, der durch 
eine abstrakte Bankgarantie ablösbar ist. Der Haftrücklass dient der Abdeckung aller 
Verpflichtungen des Lieferanten aus Schlechterfüllung, Gewährleistung und/oder 
Schadenersatz. Im Fall des Vorliegens von Mängeln oder Schäden ist das Recht auf 
Zurückbehaltung jedoch nicht auf den Haftrücklass beschränkt. Eine allenfalls zur Ablösung des 
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Haftrücklasses gegebene Bankgarantie muss eine Laufzeit im Ausmaß der 
Gewährleistungsfrist + 1 Monat aufweisen. 

 

7. Termine, Fristen und Vertragsstrafen 
 

7.1 Terminplan 
 
7.1.1 Die Zwischen- und Endtermine sind im Auftrag oder seinen Anlagen festgelegt.  
 
7.1.2 Sofern nichts anderes vereinbart wurde, sind für den Lieferanten jedenfalls verbindlich und 

vertragsstrafenrelevant: die Fristen und Termine zur Übermittlung der Fundamentpläne, der 
Fertigstellung der Konstruktionszeichnung, der Anlieferung aller Anlagenteile, der 
betriebsbereiten Übergabe und der Abnahme. 

 

7.2 Behinderung/Verzögerung/Hemmung 
 
7.2.1 Kann der Lieferant erkennen, dass die Einhaltung von Fristen und Terminen gefährdet ist oder 

erhält er Kenntnis von einer Behinderung der Erfüllung des Auftrages, so hat er den Besteller 
davon ehestens zu verständigen.  

 
7.2.2 Die Verschiebung von Terminen bedarf einer ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung 

zwischen Lieferanten und Besteller bzw. den von beiden Seiten hierzu befugten Vertretern. 
Soweit nicht Gegenteiliges ausdrücklich schriftlich vereinbart ist, bleiben ungeachtet einer 
einvernehmlichen Terminverschiebung ausschließlich die ursprünglich vereinbarten Termine für 
Vertragsstrafen im Sinne des Punktes 7.3 maßgeblich. Sollen nach dem ausdrücklich schriftlich 
festgehaltenen Willen der Parteien die neu vereinbarten Termine auch vertragsstrafenrelevant 
sein, so liegt darin jedenfalls kein Verzicht auf etwaige zum Zeitpunkt der Terminverschiebung 
bereits verfallene Vertragsstrafen; letztere schuldet der Lieferant zusätzlich zu solchen, die nach 
der Terminverschiebung neu (und in voller Höhe) anfallen. 

 
7.2.3 Ist die Verzögerung oder Behinderung vom Lieferanten nicht zu vertreten, so können vom 

Besteller die Termine und Fristen, gegebenenfalls aber auch nur die Zwischentermine 
angemessen verlängert bzw. verschoben werden. Als nicht vom Lieferanten zu vertreten gilt ein 
Ereignis nur dann, wenn es der Lieferant vernünftigerweise weder voraussehen noch bei 
Voraussehbarkeit mit wirtschaftlich angemessenen Mitteln abwenden konnte und wenn das 
Ereignis weder in der Sphäre des Lieferanten liegt noch von ihm verschuldet wurde. 

 
7.2.4 Ein Verschulden von Subauftragnehmern oder Sublieferanten wird dem Lieferanten wie ein 

eigenes Verschulden zugerechnet.  
 
7.2.5 Der Besteller hat das Recht, vom Lieferanten jederzeit die Unterbrechung der weiteren 

Herstellung und Lieferung zu verlangen; die Fälligkeiten des Preises verschieben sich 
entsprechend der Änderung der Meilensteine, welche die Zahlung auslösen. Der Lieferant hat 
dem Besteller in einem solchen Fall die sich daraus ergebenden Folgen, insbesondere in 
Richtung Kosten und Terminverschiebung, detailliert darzustellen. Begehrt der Besteller die 
Hemmung der weiteren Herstellung und/oder Lieferung für einen Zeitraum unter drei Monaten, 
so bleibt dies ohne jegliche Kostenfolge. 

 

7.3 Vertragsstrafe wegen Verzugs 
 
7.3.1 Falls der Lieferant den vereinbarten Abnahmetermin oder andere im Vertrag vereinbarte 

Termine schuldhaft nicht einhält, ist der Besteller unabhängig vom Bestehen und der Höhe eines 
Schadens berechtigt, eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,5 % des Gesamtauftragswertes je 
angefangener Kalenderwoche des Verzuges, maximal 5 % des Gesamtauftragswertes pro 
Verzugsfall vom Lieferanten zu verlangen.  

 
7.3.2 Die Vertragsstrafe kann von jeder Teil- oder aber auch erst von der Schlussrechnung in Abzug 

gebracht werden, ohne dass sich der Besteller dies ausdrücklich vorbehalten müsste. Ergänzend 
dazu gelten (mit Ausnahme des richterlichen Mäßigungsrechts) die gesetzlichen Vorschriften, 
insbesondere lassen die Regelungen in diesem Punkt 7.3 das Recht, darüber hinausgehenden 
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Schaden nach den gesetzlichen oder im Auftrag an anderer Stelle getroffenen Regeln ersetzt 
zu verlangen, unberührt. 

 

7.4 Vertragsrücktritt / Ersatzvornahme 
 

Bei objektivem Verzug des Lieferanten ist der Besteller außerdem nach ergebnislosem Ablauf 
einer von ihm gesetzten angemessenen Frist berechtigt, entweder vom Vertrag ganz oder 
teilweise nach den gesetzlichen Vorschriften zurück zu treten oder die vom Lieferanten noch 
nicht erbrachten Lieferungen und Leistungen selbst zu erbringen bzw. durch einen Dritten auf 
Kosten und Gefahr des Lieferanten erbringen zu lassen. Sind hierfür Unterlagen erforderlich, 
die der Lieferant in Besitz hat, sind diese dem Besteller unverzüglich zu übergeben; falls 
Schutzrechte im Zusammenhang mit der Erstellung der Anlage oder deren Teile der Erbringung 
von vom Lieferanten geschuldeten Leistungen durch den Besteller oder einen Dritten 
entgegenstehen, ist der Lieferant verpflichtet, unverzüglich eine entsprechende Freistellung von 
diesen Rechten zu verschaffen. 

 

8. Arbeiten auf dem Gelände des Bestellers 
 
8.1 Arbeiten, die im Werksbereich des Bestellers auszuführen sind, dürfen den dortigen Betrieb und 

Dritte nicht mehr als unvermeidlich behindern. 
 
8.2 Der Ablauf der Arbeiten ist mit dem zuständigen Projektleiter des Bestellers rechtzeitig 

abzustimmen. Spätestens vor Antritt der Arbeiten erhält der Lieferant vom Besteller das 
verpflichtend einzuhaltende Sicherheitsmerkblatt für Fremdfirmen, welches der Lieferant auch 
seinen Subauftragnehmern nachweislich zur Kenntnis zu bringen und für deren Einhaltung zur 
sorgen hat. 

 
8.3 Der vom Besteller namhaft gemachte Projektleiter oder dessen schriftlich festgelegte 

Vertretungsperson hat während der Bauzeit das Weisungsrecht auf der Baustelle. Ein 
besonderes Weisungsrecht kommt außerdem auch der Sicherheitsfachkraft und dem 
Brandschutzbeauftragten zu. Anweisungen anderer Abteilungen des Bestellers dürfen nur nach 
Abstimmung mit der Projektleitung befolgt werden. 

 
8.4 Der Lieferant hat dem Projektleiter eine Liste mit den Namen der Arbeitskräfte einzureichen, die 

er im Werksbereich beschäftigen will, sowie die konkreten Einsatzzeiten. Die Liste ist ständig auf 
dem neuesten Stand zu halten, wobei Änderungen eine Woche vor Inkrafttreten schriftlich 
mitzuteilen sind. Auf Wunsch hat der Lieferant nachzuweisen, dass für alle eingesetzten 
Arbeitskräfte der gesetzlich vorgeschriebene Sozialversicherungsschutz sowie ein 
entsprechender Beschäftigungs- und Aufenthaltstitel besteht (Beschäftigungs- und 
Aufenthaltsbewilligung, Entsendebewilligung oder EU-Entsendebestätigung). Aus wichtigem 
Grund kann den vom Lieferanten eingesetzten Arbeitskräften der Zutritt zum Werksbereich des 
Bestellers verwehrt werden. 

 
8.5 Eine Haftung des Bestellers für Unfälle, die den Organen, Arbeitnehmern und sonstigen 

Erfüllungsgehilfen des Lieferanten auf dem Gelände des Bestellers zustoßen, ist – soweit 
gesetzlich zulässig – ausgeschlossen. 

 
8.6 Der Besteller ist berechtigt aber nicht verpflichtet, vom Lieferanten oder seinen Sublieferanten 

an die Baustelle versandte (Anlagen-)Teile zu übernehmen. Übernimmt der Besteller solche 
Teile, so geschieht dies auf Gefahr und Kosten des Lieferanten. Es wird keine 
Wareneingangskontrolle durch den Besteller hinsichtlich gelieferter Teile durchgeführt. 

 
8.7 Selbst wenn die Parteien im Einzelfall die Beistellung von Maschinenkomponenten (z.B. 

Absaugung) durch den Besteller vereinbart haben, entbindet eine solche Beistellung den 
Lieferanten nicht von seiner Verantwortung für die Betriebssicherheit und CE-Konformität der 
Gesamtanlage. 
 

9. Vorabnahme, Probebetrieb, BBÜ, Endabnahme 
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9.1 Vorabnahme 
 
9.1.1 Unbeschadet des Erfordernisses einer förmlichen Endabnahme, hat der Lieferant dem Besteller 

die Vertragsgemäßheit der Anlage vorab in Form eines Probelaufes im Werk des Lieferanten 
nachzuweisen. 

 
9.1.2 Der Termin zur Durchführung der Vorabnahme wird zwischen den Vertragsparteien 

einvernehmlich festgelegt, wobei der Lieferant darauf zu achten hat, dass der Termin so 
rechtzeitig stattfinden kann, dass etwaig erforderliche Mangelbehebungen noch vor 
Auslieferung der Anlage stattfinden können, ohne die übrigen Termine zu gefährden. 

 
9.1.3 Das Ergebnis der Vorabnahme ist schriftlich zu dokumentierten und von beiden 

Vertragsparteien mit Unterschrift zu bestätigen; im Protokoll festgehaltene Mängel sind 
unverzüglich zu beheben und die Mangelfreiheit dem Besteller schriftlich zur Kenntnis zu 
bringen. 

 
9.1.4 Ergibt die Vorabnahme keine Mängel bzw. wurde die Behebung protokollierter Mängel schriftlich 

nachgewiesen, hat der Besteller die Lieferung frei zu geben. Vor Freigabe der Lieferung durch 
den Besteller ist dieser nicht verpflichtet, die Lieferung der Anlage anzunehmen und gerät 
diesfalls der Lieferant in Schuldnerverzug. 

 

9.2 Installation und Testbetrieb durch den Lieferanten 
 
9.2.1 Falls von den Parteien nichts Gegenteiliges vereinbart wurde, hat der Lieferant nach Anlieferung 

und Errichtung der Anlage am Aufstellungsort die Anlage bzw. deren Funktionen und 
Eigenschaften auf Vertragsgemäßheit zu testen.  

 
9.2.2 Zunächst werden, soweit technisch möglich und zweckmäßig, Probeläufe mit einzelnen 

Aggregaten und Einrichtungen der Anlage durchgeführt. Wenn diese den Vorgaben 
entsprechen, wird die gesamte Anlage auf Konformität mit den in Punkt 3. genannten 
Anforderungen, insbesondere im Hinblick auf die vereinbarten technischen Werte (Qualität, 
Arbeitszeitvorrechnung/Taktzeit, Rüstzeit, Verfügbarkeit, Kurzzeit- und 
Langzeitprozessfähigkeit, geometrische Vermessungen etc.) getestet und werden 
erforderlichenfalls Verbesserungen und Optimierungen durch den Lieferanten vorgenommen. 
Ein vertragsgemäßer Zustand ist Voraussetzung für die betriebsbereite Übergabe im Sinne des 
Punktes 9.3. 

 

9.3 Betriebsbereite Übergabe („BBÜ“) 
 
9.3.1 Nach Erfüllung aller unter Punkt 9.2 angeführten Voraussetzungen hat der Lieferant die Anlage 

im Zuge der BBÜ dem Besteller in vertragskonformem, d.h. produktionsbereitem und 
betriebssicherem Zustand (CE-zertifiziert) zu übergeben. Erfüllt die Anlage die vorgenannten 
Eigenschaften, ist dies von den Vertragsparteien schriftlich zu dokumentieren.  

 
9.3.2 Etwaige im BBÜ-Protokoll festgehaltenen Mängel sind umgehend zu beheben. Ungeachtet der 

Behebungspflicht kommt die BBÜ trotz Vorliegens von behebbaren Mängeln zustande, wenn 
die Anlage betriebsbereit im Sinne des Punktes 9.3.1 ist, dh wenn die Betriebssicherheit 
attestiert wurde und die Funktionalität der Anlage nicht wesentlich beeinträchtigt ist.  

 
9.3.3 Im Zuge der BBÜ sind auch die in Punkt 3.2 beschriebenen Dokumente zu übergeben. Sofern 

nichts anderes vereinbart, hat die Übergabe der Dokumente in dreifacher Ausfertigung in 
menschenlesbarer sowie in maschinenlesbarer Form wie im Auftrag definiert zu erfolgen.   

 
9.3.4 Die BBÜ markiert den Beginn des Probebetriebes und einer etwaigen Schulung, falls vereinbart, 

und räumt dem Besteller das Recht ein, die Anlage in Betrieb zu nehmen und 
zweckentsprechend zu benützen. Dieser Umstand ist nicht mit der in Punkt 9.4 vorgesehenen 
Endabnahme gleichzusetzen, und es kann die BBÜ eine förmliche Endabnahme nicht ersetzen. 

 
9.3.5 Im Zeitraum zwischen BBÜ und förmlicher Endabnahme (Probebetrieb) findet eine Messung 

der Verfügbarkeit gemäß der im Auftrag und seinen Anlagen festgelegten Dauer statt. Der 
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Besteller führt diese Messung gemäß den VDI 3423 (oder einer sonst im Auftrag definierten 
Norm) durch und fertigt ein Protokoll an, welches er dem Lieferanten wie vertraglich vereinbart 
übermittelt.  

 
9.3.6 Stellt sich während des Probebetriebes heraus, dass die vertraglich vereinbarte Verfügbarkeit 

nicht erreicht wird, wird die Verfügbarkeitsrechnung in beidseitigem Einvernehmen 
unterbrochen, um dem Lieferanten die Möglichkeit zur Optimierung der Anlage einzuräumen. 
Nach Abschluss der Optimierungsarbeiten ist die Verfügbarkeitsrechnung von Neuem zu 
starten. Der vertraglich definierte Endabnahmetermin bleibt durch derartige Unterbrechungen 
unberührt. 

 
9.3.7 Der Probebetrieb ist erst dann abgeschlossen, wenn die vereinbarte Verfügbarkeit erreicht und 

die Anlage auch sonst vollkommen mangelfrei ist. 
 

9.4 Endabnahme 
 
9.4.1 Voraussetzung für die Endabnahme ist ein positiver Abschluss des Probebetriebes gemäß 

Punkt 9.3. Mit der Endabnahme wird die Vertragsgemäßheit der Anlage festgestellt. Die 
Endabnahme der Anlage als vertragsgemäß erfolgt durch eine schriftliche Erklärung des 
Bestellers (förmliche Endabnahme). Das Verfahren der Abnahme sowie Gegenstand und Inhalt  
der Überprüfung sind im Auftrag bzw. seinen Anlagen festzulegen. Fehlt eine derartige 
ausdrückliche Festlegung, so ändert dies nichts am Erfordernis der förmlichen Endabnahme. In 
diesem Fall wird die Übereinstimmung der Anlage mit den Anforderungen in Punkt 3. überprüft. 

 
9.4.3 Die Anlage ist nur dann vertragsgemäß, wenn sie vollkommen frei von Mängeln ist. Ist dies 

nachweislich der Fall, so hat der Besteller die Anlage schriftlich abzunehmen. Erklärt der 
Besteller nicht fristgerecht die Endabnahme, obwohl die Voraussetzungen dafür gegeben sind, 
gelten die Anlage und die Dokumente mit dem Zeitpunkt nachweislicher Mangelfreiheit auch 
dann als abgenommen, wenn der Besteller grundlos die schriftliche Endabnahme verweigert.  

 
9.4.4 Die Endabnahme (i) löst (gegebenenfalls) eine Zahlungspflicht des Bestellers aus; (ii) führt zur 

Übergabe der Anlage in das Eigentum des Bestellers; und (iii) bestimmt den Beginn der 
Gewährleistungsfrist (Punkt 10.3). 

 
9.4.5 Mit der Endabnahme der Anlage durch den Besteller ist kein Verzicht auf die Geltendmachung 

von vertraglichen oder gesetzlichen Ansprüchen aus oder im Zusammenhang mit einer 
etwaigen Mangelhaftigkeit der Anlage verbunden. 

 
9.4.6 Soweit die Abnahmefähigkeit wegen Mängel in Bezug auf besonders vereinbarte 

Beschaffenheiten (mit Ausnahme der Verfügbarkeit) nicht erreicht wird, so steht dem Besteller 
unbeschadet seiner sonstigen gesetzlichen Ansprüche in jedem Falle eine besondere 
Kaufpreisminderung in dem im Auftrag bzw. dessen Anlagen angeführten Ausmaß zu. 

 

9.5 Kosten 
 
9.5.1 Die Kosten und der Aufwand der einzelnen in den Punkten 9.1 – 9.4 angeführten Schritte und 

der Endabnahme selbst sowie die Kosten von hierzu erforderlichen Werkstücken werden 
zwischen den Parteien nach Maßgabe der Regelungen im Auftrag oder seinen Anlagen geteilt. 
Fehlt eine derartige Festlegung, so tragen wir die Personal- und Betriebs[mittel]kosten 
einschließlich Werkstückkosten, der Lieferant trägt die übrigen Kosten. Im Falle verzögerter 
oder wiederholter Verfahrensschritte, die der Lieferant zu vertreten hat, trägt der Lieferant 
sämtliche damit verbundenen (Mehr-)Kosten.  

 

9.6 Gefahrenübergang 
 
9.6.1 Der Übergang der Preis- und Leistungsgefahr auf den Besteller erfolgt mit der förmlichen 

Abnahme. Verzichten die Parteien auf eine förmliche Abnahme, so richtet sich der Übergang 
der Preis- und Leistungsgefahr sowie des Eigentums nach dem anzuwendenden Incoterm in 
der jeweils gültigen Fassung. 
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10. Gewährleistung und Ersatzteilverfügbarkeit 
 

10.1 Inhalt 
 
10.1.1 Der Lieferant leistet Gewähr, (i) dass die Anlage und die Dokumente frei von Mängeln sind, (ii) 

die vertraglich geschuldeten Vorgaben hinsichtlich Taktzeit, Lebensdauer und Verfügbarkeit 
erfüllt werden und (iii) dass die Anlage und die Dokumente auch sonst vertragsgemäß sind und 
während der gesamten Gewährleistungsfrist vertragsgemäß bleiben.  

 
10.1.2 Wird Punkt 10.1.1 nicht erfüllt, so ist die Anlage vertragswidrig / mit einem Mangel behaftet. 

Darunter fällt auch eine außergewöhnliche technische Abnutzung (Verschleiß) vor Erreichen 
der vereinbarten oder gewöhnlichen Lebensdauer. 

 
10.2 Gewährleistungsbehelfe 
 
10.2.1 Zeigt der Besteller einen Mangel an, so hat der Lieferant den Mangel entweder zu verbessern 

oder den mit dem Mangel behafteten Teil der Anlage durch einen mangelfreien Ersatzteil 
auszutauschen. Das gleiche gilt sinngemäß für die Dokumente. 

 
10.2.2 Ist die Behebung des Mangels (der Austausch des mangelhaften Teiles) innerhalb einer dem 

Besteller zumutbaren Zeit nicht möglich, so hat der Lieferant ehestens zumindest einen Work-
around (Fehlerumgehung, bei welcher auf anderem Weg das vom Besteller gewünschte 
Ergebnis erzielt wird) vorzunehmen. Ist auch ein Work-around fristgerecht nicht möglich, so hat 
der Lieferant dem Besteller innerhalb der Behebungszeit wenigstens eine behelfsmäßige 
Lösung im Sinne einer temporären Mangelkorrektur kostenlos zur Verfügung zu stellen. 

 
10.2.3 Dem Besteller steht bei einem verbesserungsfähigen Mangel auch das Recht zu, ohne 

vorangehende Aufforderung des Lieferanten die Behebung (den Austausch des mangelhaften 
Teiles) selbst vorzunehmen oder durch einen Dritten auf Kosten und Gefahr des Lieferanten 
vornehmen zu lassen. Dies gilt ohne weitere Voraussetzung bei Mangelbehebungen mit einem 
Behebungsaufwand von bis zu € 500,-- pro Mangel, darüber hinaus nur dann, wenn der 
Lieferant mit der Behebung oder dem Austausch in Verzug gerät oder dem Besteller sonst 
erhebliche Nachteile drohen. 

 
10.2.4 Ist die Behebung unmöglich, wirtschaftlich untunlich oder dem Besteller nicht zumutbar, oder 

hat der Lieferant trotz angemessener Verbesserungsfrist den Mangel nicht behoben, so kann 
der Besteller nach seiner Wahl (i) den Vertrag auflösen; (ii) angemessene Preisminderung 
verlangen; oder (iii) vom Lieferanten den Ersatz der mangelhaften Anlage durch eine neue 
Anlage begehren. Anstelle der Fertigung durch den Lieferanten kann der Besteller sofort einen 
Dritten mit der Neuherstellung betrauen. 

 
10.2.5 Ort der Mangelbehebung ist der Aufstellungsort der Anlage. Die zum Zweck der Beseitigung 

des Mangels erforderlichen Aufwendungen, insbesondere die Transport-, Wege-, Arbeits- und 
Materialkosten sowie der Aufwand zum Finden der Ursache und zur Behebung des Mangels 
sind vom Lieferanten zu tragen. 

 

10.3 Gewährleistungsfrist 
 
10.3.1 Die Gewährleistungsfrist beträgt 24 Monate (ohne Schichtbegrenzung). Sie beginnt mit der 

förmlichen Abnahme. Besteht der Mangel in einer außergewöhnlichen technischen Abnutzung 
(Verschleiß) der Anlage vor Erreichen der vereinbarten Lebensdauer, so tritt letztere an die 
Stelle der Gewährleistungsfrist. Hinsichtlich jedes während der Gewährleistungsfrist 
hervorkommenden Mangels besteht die widerlegbare Vermutung, dass der Mangel bereits zum 
Zeitpunkt des Gefahrenüberganges vorhanden war. 

 
10.3.2 Unterbleibt vereinbarungsgemäß eine förmliche Abnahme, so erlischt die Gewährleistungsfrist 

28 Monate nach dem Zeitpunkt des Gefahrenübergangs (vgl. Punkt 9.6).  
 

10.4 Untersuchungs- und Rügepflicht 
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10.4.1 Gesetzliche Obliegenheiten des Bestellers betreffend Untersuchung der Lieferung und die 
Pflicht zur Mängelrüge, insbesondere jener nach § 377 UGB, werden hiermit ausgeschlossen. 

 

10.5 Ersatzteilverfügbarkeit 
 
10.5.1 Die in der Anlage verbauten Komponenten, Zubehör- und Verschleißteile müssen im Zeitpunkt 

des Gefahrenübergangs dem neuesten Stand der Technik entsprechen und eine möglichst 
hohe Standzeit aufweisen. Der Lieferant hat eine Belieferung des Bestellers mit Ersatz- und 
Verschleißteilen zu marktüblichen Preisen für einen Zeitraum von mindestens 10 Jahren nach 
Gefahrenübergang (vgl. Punkt 9.6) sicher zu stellen.  

 

11. Vertragsstrafe wegen Minderverfügbarkeit 
 
11.1 Unbeschadet der dem Besteller aus oder im Zusammenhang mit der Vertragswidrigkeit / 

Mangelhaftigkeit der Anlage zustehenden vertraglichen und / oder gesetzlichen Ansprüche, gilt 
in Bezug auf die vereinbarte Verfügbarkeit der Anlage folgende Vertragsstrafenregelung: 

 
11.2 Weist die Anlage im Zuge der in Punkt 9.3.6 normierten Verfügbarkeitsrechnung bis zur 

Endabnahme nicht den vertraglichem Wert auf, hat der Lieferant dem Besteller als 
Vertragsstrafe eine Verlängerung der vereinbarten Gewährleistungsfrist um je einen Monat pro 
unterschrittenem Prozent der technischen Verfügbarkeit zu gewähren.  

 
11.3 Weist die Anlage während des ersten Gewährleistungsjahres eine durchschnittliche 

Verfügbarkeit unterhalb des Vertragswertes auf, so hat der Lieferant dem Besteller eine 
Vertragsstrafe zu bezahlen. Die Vertragsstrafe entspricht jenem Anteil am Gesamtauftragswert, 
mit dem die tatsächliche Verfügbarkeit hinter der vereinbarten Verfügbarkeit zurückbleibt.1  

 
11.4 Die Vertragsstrafenregelung in Punkt 11.3 gilt sinngemäß für jedes einzelne 

Gewährleistungsjahr sowie – sofern eine bestimmte Lebensdauer vereinbart wurde – auch für 
jedes weitere Jahr (Betrachtungszeitraum). Vertragsstrafen sind vom Bestehen und der Höhe 
eines Schadens jeweils unabhängig und können auch kumulativ anfallen.  

 

12. Haftung und Versicherungspflicht 
 
12.1 Der Lieferant haftet dem Besteller nach den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen für 

jedes rechtswidrige, insbesondere vertragswidrige und schuldhafte Verhalten. Dem Lieferanten 
ist das Verschulden seiner Subauftragnehmer oder seiner Sublieferanten wie sein eigenes 
Verschulden zuzurechnen. Ist nach dem anwendbaren Recht eine Haftung auch ohne 
Verschulden, insbesondere für fehlerhafte Produkte oder für gefährliches Handeln vorgesehen, 
so haftet der Lieferant dem Besteller nach Maßgabe dieser Bestimmungen auch ohne ein 
eigenes Verschulden. Durch die Vereinbarung oder Durchsetzung einer Vertragsstrafe wird der 
Besteller nicht daran gehindert, einen darüber hinausgehenden Schaden geltend zu machen. 

 
12.2 Schadenersatzansprüchen stehen Rückgriffsansprüche des Bestellers gleich, wenn der 

Besteller von Dritten wegen der Anlage und/oder der Dokumente in Anspruch genommen wird. 
Voraussetzung und Umfang des Rückgriffsanspruches bestimmen sich nach dem anwendbaren 
Recht. 

 
12.3 Der Lieferant stellt den Besteller von Ansprüchen Dritter auf erstes Anfordern frei, wenn er nach 

den Punkten 12.1 und 12.2 dem Besteller haftet oder wenn der Besteller Rückgriffsansprüche 
gegen den Lieferanten besitzt.  

 
12.4 Der Lieferant ist verpflichtet, folgende Versicherungen für die gesamte Dauer seiner Tätigkeit 

auf der Baustelle abzuschließen und sie bis zur vorläufigen Endabnahme durch den Besteller  
und danach in dem dann noch erforderlichen Umfang bis zur Räumung der Baustelle aufrecht 
zu erhalten: 

 

 
1 Beispiel:  Kaufpreis: € 1 Mio; Vertragswert: 96 %; erreichter Wert: 94 %;  

Vertragsstrafe: 2 % von € 1 Mio = € 20.000,--. 
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12.4.1 Eine Versicherung zum vollen Wert gegen alle Baustellenrisiken, d. h. Verlust oder Schäden 
auf der Baustelle an Baustelleneinrichtung, Bauarbeiten, Material und allem zur Anlage 
gehörenden Zubehör sowie an allen beweglichen, auf der Baustelle vorhandenen 
Ausrüstungsgegenständen, die auf der Baustelle stationiert sind oder betrieben werden, 
gleichgültig, ob sie dem Lieferanten, dem Besteller oder Dritten gehören. 

 
12.4.2 Eine Unfallversicherung für das Personal des Lieferanten und seiner Subunternehmer. 
 
12.4.3 Eine Transportversicherung für alle Lieferungen zum Aufstellungsort. 
 
12.4.4 Eine Haftpflichtversicherung als Versicherung gegen Personen- und Sachschäden 

einschließlich Umweltschäden aufgrund oder im Zusammenhang mit der Vertragserfüllung, 
unter Einschluss der Subunternehmer, mit einer Versicherungssumme von € 3.000.000,– (Euro 
drei Millionen) pauschal je Schadensereignis. 

 
12.5 Die abzuschließenden Versicherungen bedürfen der Genehmigung durch den Besteller bzw. 

dessen Projektleiter, die nicht unbillig verweigert werden darf. Die gültigen 
Versicherungspolizzen und die Zahlungsbelege für die laufenden Prämien sind dem 
Projektleiter auf Verlangen jederzeit vorzulegen. Die Arbeiten auf der Baustelle dürfen durch 
den Lieferanten und seine Subunternehmer vor Abschluss der Versicherungen nicht 
aufgenommen werden. 

 
12.6 Sofern der Lieferant eine der in Punkt 12.4 genannten Versicherungen nicht abschließt oder 

nicht aufrecht hält, ist der Besteller berechtigt, diese Versicherungen selbst abzuschließen und 
aufrechtzuerhalten, die Prämien zu zahlen und die gezahlten Beträge gegen Zahlungen, die er 
dem Lieferanten schuldet, aufzurechnen oder deren Erstattung vom Lieferanten zu verlangen. 

 

13. Kontrollrechte des Bestellers 
 

13.1 Inhalt der Kontrollrechte 
 
13.1.1 Der Besteller ist zur Kontrolle des Lieferanten bei der Erfüllung des ihm erteilten Auftrages 

berechtigt. Das Kontrollrecht beginnt (zeitlich) mit der Planung und Entwicklung der Anlage und 
geht bis zur (förmlichen) Abnahme. Durch die Ausübung des Kontrollrechtes, dessen 
mangelhafte Ausübung oder dessen Unterlassung wird der Lieferant nicht von seiner 
Verpflichtung zur vertragsgemäßen Planung, Entwicklung, Konstruktion, Fertigung, Lieferung, 
Errichtung und Inbetriebnahme der Anlage entbunden.  

 
13.1.2 Das Kontrollrecht des Bestellers beinhaltet – ist aber nicht beschränkt auf – (i) den Zugang zu 

den Betriebsstätten und Betriebsanlagen des Lieferanten; (ii) die Einsicht in die Aufzeichnungen 
des Lieferanten über die Planung, Konstruktion, Qualitätssicherung und die Prüfergebnisse 
(einschließlich der Einsicht in Handbücher und Dokumentationen); (iii) die Anfertigung von 
Abschriften und Kopien; (iv) die Befragung von Mitarbeitern; und (v) die Mitnahme von Proben 
und Mustern von Werkstücken. 

 

13.2 Ausübung der Kontrolle 
 
13.2.1 Die Kontrolle durch den Besteller kann durch ihn (seine Dienstnehmer) oder von ihm beauftragte 

Dritte erfolgen. Die Kontrolle hat nach entsprechend angemessener Vorankündigung und 
innerhalb der betriebsgewöhnlichen Arbeitszeiten zu erfolgen. Die Kontrolle erfasst auch die 
Subauftragnehmer und Sublieferanten nach Punkt 2.3; der Lieferant hat dies vertraglich und 
tatsächlich sicherzustellen. Soweit Dritte vom Besteller beauftragt werden, haben sich diese der 
Geheimhaltungsverpflichtung (Punkt 14.) zu unterwerfen. 

 

14. Geheimhaltung  
 
14.1 Gegenstand 
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14.1.1 Der Geheimhaltungsverpflichtung unterliegen die jeweils der anderen Partei mitgeteilten bzw. 
zur Kenntnis gelangten Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse sowie sonstige als vertraulich 
bezeichnete Informationen, gleich in welchem Zustand bzw. auf welchem Datenträger sie sich 
befinden (nachfolgend "Informationen").  

 
14.1.2 Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, die der Geheimhaltungspflicht unterliegen, sind 

unternehmensbezogene Tatsachen kommerzieller oder technischer Art, die bloß einer 
bestimmten und begrenzten Zahl von Personen bekannt und anderen nicht oder nur schwer 
zugänglich sind; die weiter nach dem Willen der jeweiligen Partei nicht über den Kreis der 
Eingeweihten hinausgehen sollen, wobei schließlich die Partei an der Nichtoffenbarung dieser 
Tatsachen ein wirtschaftliches Interesse haben muss. Sonstige Informationen gelten dann als 
geheimhaltungspflichtig, wenn sie ausdrücklich als solche bezeichnet werden.  

 
14.1.3 Keine Geheimhaltungspflicht besteht, soweit die Informationen der anderen Partei im Zeitpunkt 

der Aufnahme der Gespräche bereits bekannt oder allgemein zugänglich waren oder im 
Nachhinein ohne Verschulden der anderen Partei ihr oder der Öffentlichkeit bekannt oder 
zugänglich gemacht wurden. Für das Vorliegen dieses Tatbestandes ist jene Partei 
beweispflichtig, die sich darauf beruft. 

 

14.2 Verpflichtung 
 
14.2.1 Die Parteien verpflichten sich, die Informationen streng geheim zu halten und keinem Dritten 

zugänglich zu machen. Zur Erfüllung dieser Geheimhaltungsverpflichtung hat jede Partei alle 
notwendigen und zumutbaren Maßnahmen zu ergreifen. 

 
14.2.2 Die Informationen sind im Übrigen nur denjenigen Mitarbeitern zugänglich zu machen, die diese 

Informationen für ihre Tätigkeit benötigen. Auch diese Mitarbeiter sind von der jeweiligen Partei 
zur Geheimhaltung entsprechend diesem Vertragspunkt schriftlich zu verpflichten. 

 
14.2.3 Die Verpflichtung gilt für den Besteller insoweit nicht, als er (nur) seine Rechte nach Punkt 7.4 

ausübt. 
 
14.2.4 Die Verpflichtung gilt solange, bis die Informationen (ohne Verschulden der anderen Partei) 

öffentlich bekannt bzw. Stand der Technik werden. 
 

14.3 Vertragsstrafe 
 

Für jeden Fall eines Verstoßes gegen die Geheimhaltungsverpflichtung hat der Lieferant dem 
Besteller eine Vertragsstrafe in Höhe von 10 % des Auftragswertes, mindestens aber 
€ 50.000,00 zu bezahlen. Diese Vertragsstrafe unterliegt nicht dem richterlichen 
Mäßigungsrecht; die Geltendmachung weitergehender Schadenersatzansprüche bleibt 
vorbehalten. 

 

15. Compliance, Exportkontrolle und Geschäftsethik 
 
15.1 Compliance 
 
15.1.1 Grundvoraussetzung für jede Geschäftsverbindung ist die strikte Einhaltung des 

Verhaltenskodex der ENGEL AUSTRIA GmbH in der jeweils gültigen Fassung (verfügbar auf 
unserer Website unter https://www.engelglobal.com) sowie auch die Beachtung aller in diesem 
Zusammenhang einschlägigen Gesetze, Richtlinien, Verordnungen und ähnlicher Normen. Eine 
Verletzung von Bestimmungen im Sinne dieses Absatzes gilt als wesentliche 
Vertragsverletzung, welche den Besteller zum Rücktritt von allen noch unerfüllten Aufträgen 
sowie zum umfassenden Schadenersatz berechtigt. 

 
15.2 REACH-Klausel 
 
15.2.1 Der Lieferant verpflichtet sich die jeweils für den betroffenen Markt geltenden Gesetze 

hinsichtlich chemischer Substanzen  und gefährlicher Stoffe – wie insbesondere der Verordnung 
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(EG) Nr. 1907/2006 („REACH-Verordnung“) und der Richtlinie 2011/65/EU („RoHS-Richtlinie“) 
– über den gesamten Produktlebenszyklus einzuhalten. 

 
15.3 Exportkontrolle 
 
15.3.1 Der Lieferant hat alle maßgeblichen nationalen und internationalen Gesetze und Bestimmungen 

im Zusammenhang mit der Lieferung, dem Transport, dem Export sowie dem Re-Export von 
Liefergegenständen und Dienstleistungen, einschließlich allfälliger Wirtschaftssanktionen und 
Handelsembargos (die „Exportkontrollvorschriften“) zwingend einzuhalten.  

 
15.3.2 Der Lieferant verpflichtet sich, keine Liefergegenstände an den Besteller zu verkaufen, zu liefern 

oder zur Verfügung zu stellen, die direkt oder indirekt aus Ländern oder von Einrichtungen oder 
Personen stammen könnten, die Exportkontrollvorschriften unterliegen.  

 
15.3.3 Auf Anfrage hat der Lieferant unverzüglich und ohne zusätzliche Kosten alle Unterlagen, 

einschließlich Einfuhrzertifikate oder Endverbrauchererklärungen, zur Verfügung zu stellen, die 
zur Unterstützung unseres Antrags auf Einfuhr oder Ausfuhrgenehmigungen erforderlich sind.  

 
15.3.4 Der Lieferant hält den Besteller hinsichtlich aller Nachteile aus und im Zusammenhang mit einer 

Verletzung der geltenden Exportkontrollvorschriften sowie der Bestimmungen dieses Absatzes 
vollumfänglich schad- und klaglos. Hierbei verantwortet der Lieferant alle Handlungen oder 
Unterlassungen bei der Erfüllung seiner Verpflichtungen aus diesem Absatz, sei es durch 
eigenes Handeln oder Unterlassen oder durch seine Vertreter, Mitarbeiter, verbundenen 
Unternehmen, Lieferanten oder Subunternehmer oder eine andere ihm zuzurechnende Person.  

 
15.3.5 Jede Verletzung der in diesem Abschnitt dargelegten Verpflichtungen gilt als schwerwiegende 

Vertragsverletzung, die den Besteller berechtigt, alle noch nicht erfüllten Bestellungen bzw. 
Kaufverträge mit sofortiger Wirkung zu kündigen und alle durch diese Verletzung entstandenen 
Schäden und Verluste geltend zu machen. 

 

15.4 Referenzverbot 
 
15.4.1  Der Lieferant ist nicht berechtigt, Zeichen, Marken und sonstige Unternehmens- oder 

Produktbezeichnungen von ENGEL für Wettbewerbszwecke oder für sonstige 
Veröffentlichungen zu verwenden. Darüber hinaus ist es dem Lieferanten untersagt, ohne 
vorherige schriftliche Zustimmung mit der Geschäftsbeziehung mit ENGEL zu werben. 

 

16. Gerichtsstand und Rechtswahl 
 

16.1 Gerichtsstand 
 
16.1.1 Alle Streitigkeiten und Meinungsverschiedenheiten, die aus oder im Zusammenhang mit diesem 

Vertrag entstehen, einschließlich eines Streits über das Zustandekommen des Vertrages oder 
seiner Gültigkeit unterliegen ausschließlich der Gerichtsbarkeit des sachlich zuständigen 
ordentlichen Gerichtes in Linz, Österreich. 

 
16.1.2 Unabhängig davon ist der Besteller allerdings berechtigt, den Lieferanten vor dem nach dessen 

Sitz sachlich zuständigen ordentlichen Gericht zu klagen. 

 
16.2 Rechtswahl 
 
16.2.1 Unsere Rechtsbeziehungen mit dem Lieferanten unterliegen materiellem österreichischen 

Recht unter Ausschluss des Kollisionsrechtes und der Bestimmungen über den Internationalen 
Warenverkehr (UN-Kaufrechtsübereinkommen 1980). 

 

17. Verschiedenes 
 

17.1 Allgemeines 
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17.1.1 Der Auftrag, seine Anlagen und die Bedingungen enthalten den gesamten Inhalt der 
vertraglichen Einigung zwischen Besteller und Lieferanten.  

 
17.1.2 Änderungen, Ergänzungen, Zusätze u.dgl. zum jeweiligen Vertrag bedürfen zu ihrer 

Rechtswirksamkeit der Schriftform. Ebenso ist ein Abgehen von diesem Erfordernis an die 
Schriftform gebunden. 

 

17.2 Projektleiter 
 
17.2.1  Jede Partei benennt für die Koordination der Auftragsdurchführung und zum Austausch von 

Informationen einen Projektleiter sowie einen Stellvertreter. Der gesamte Schriftverkehr ist 
ausschließlich über den Projektleiter bzw. die im Verhandlungsprotokoll dafür benannten 
Personen zu führen. 

 
17.2.2 Der Besteller ist berechtigt, den Austausch des vom Lieferanten eingesetzten Projektleiters aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen, insbesondere wegen mangelnder Fach- oder 
Sprachkenntnisse zu verlangen. 

 

17.3 Salvatorische Klausel 
 
17.3.1 Ist ein Teil des jeweiligen Vertrages nichtig oder unwirksam oder wird er nichtig oder unwirksam, 

so wird hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen des Vertrages nicht berührt.  
 
17.3.2 Die Parteien werden die nichtige oder unwirksame Bestimmung durch eine andere ersetzen, 

welche dem wirtschaftlichen Sinn dieses Vertrages am nächsten kommt. In gleicher Weise ist 
vorzugehen, wenn eine Lücke im Vertrag entweder durch die Nichtigkeit oder Unwirksamkeit 
oder sonst entsteht. 

 
17.4  Vertragsabschluss/Form der Unterfertigung 
 
17.4.1 Das Rechtsgeschäft kommt frühestens mit Zugang unserer schriftlichen Bestellung zustande. 

Weicht unsere Bestellung vom Angebot des Lieferanten ab, so gilt diese Abweichung als 
genehmigt, wenn der Lieferant ihr nicht innerhalb von 14 Tagen nach ihrem Empfang, 
spätestens aber bei Ausführung der Lieferung widerspricht. Enthalten Auftragsbestätigungen 
des Lieferanten Ergänzungen oder Abweichungen gegenüber unserer Bestellung, so gelten 
diese als nicht geschrieben, es sei denn, der Lieferant hat auf diese Ergänzungen oder 
Änderungen ausdrücklich hingewiesen. Das Zustandekommen des Rechtsgeschäftes bedarf 
jedenfalls unserer ausdrücklichen und schriftlichen Zustimmung zu solchen Änderungen oder 
Ergänzungen; die Annahme der Lieferung allein stellt keine wirksame Zustimmung dar. Wir sind 
berechtigt – so lange der Lieferant seine Verpflichtungen noch nicht vollständig erfüllt hat – 
Änderungen, einschließlich der Änderung der Ware oder der Leistung zu verlangen, sofern dies 
dem Lieferanten zumutbar ist. 

 
17.4.2 Sofern nicht eine strengere Form gesetzlich vorgeschrieben ist, vereinbaren die Parteien 

hiermit, dass dieser Vertrag einschließlich Vertragsverlängerungen und -änderungen wirksam 
geschlossen werden kann, entweder  
 
(i) durch Übermittlung einer unterschriebenen Version per Fax oder in elektronischer Form 
als optischer Scan und/oder in mehreren Ausfertigungen, wobei jede dieser Ausfertigungen als 
Original gelten soll und zusammen genommen ein und dasselbe Dokument darstellen, soweit 
jede Partei zumindest ein Original unterschrieben hat, oder 
(ii) durch eine einfache elektronische Signatur, der ebenso für alle Zwecke die gleiche 
Wirkung wie einer handschriftlichen Unterschrift zukommt, wobei eine solche einfache 
elektronische Signatur z.B. durch DocuSign geleistet und übermittelt werden kann. 


